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ZEITGESPRÄCH

Mehr Wettbewerb in der 
Elektrizitätswirtschaft?
Die ordnungspolitischen Rahmenbedingungen für die Stromwirtschaft, einer der Ausnahmebereiche des 
GWB, werden in jüngster Zeit zunehmend in Frage gestellt. Ist mehr Wettbewerb möglich? Josef Leinen, 
Dr. Hermann Krämer, Birgit Breuel und Prof. Dr. Siegfried Klaue nehmen Stellung.

Josef^einent
Eine wirksame Kontrolle findet nicht statt

Jeweils 3 Millionen Tonnen 
Schwefeldioxid und Stickoxid ge­

hen alljährlich auf Land und Leute in 
der Bundesrepublik nieder. Wald­
sterben, Pseudo-Krupp von Klein­
kindern, Allergien und überdurch­
schnittlich häufiger Bronchialkrebs 
bei Menschen in Ballungsgebieten 
sind die Schlagworte einer Ökolo­
giediskussion, der sich in immer 
stärkerem Maße die Hauptverursa­
cher, die Energiewirtschaft und die 
Kraftwerke, stellen müssen. Der 
weitaus größte Teil der Luftverunrei­
nigung mit Schwefeldioxid, Stickoxi­
den, Kohlenmonoxid, Kohlendioxid, 
organischen Gasen und Dämpfen, 
Halogenwasserstoffen und Staub 
ist energiebedingt.

Die Stromwirtschaft produziert 
und funktioniert dabei auf gesetzli­
chen Grundlagen, die schon 50 
Jahre alt sind. 1935 wurde als 
staatspolitische Aufgabe im Zuge 
der Aufrüstung und Kriegsvorberei­
tungen ein „Gesetz zur Förderung 
der Energiewirtschaft“ verabschie­
det, das eine technisch sichere In­
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frastruktur und billigen Strom garan­
tieren sollte. Hatte sich damals in 
der Figur des Reichsenergiekom­
missars mit seiner diktatorischen 
Kontrolle noch einigermaßen ein 
Gleichgewicht zwischen dem staat­
lich geschützten Monopol und der 
Staatskontrolle ausbalanciert, so 
kann man aber heute nach der Ent­
wicklung der Bundesrepublik zum 
föderativen Gebilde bei immer noch 
geltendem Reichsenergiewirt­
schaftsgesetz nicht mehr von einer 
wirksamen Kontrolle sprechen.

Die Zuständigkeiten sind zersplit­
tert, den Ländern fehlt der Einblick 
in die Zusammenhänge eines bun­
desweit operierenden Stromverbun­
des. Aus der Sicht eines einzelnen 
Landes sind so bestimmte Maßnah­
men der großen Verbundgesell­
schaften und der Strom-Riesen 
nicht erklärbar. Die Logik des Elek­
trizitätskartells wird nicht verstan­
den, eine staatliche Kontrolle ist al­
lenfalls über Marginalien möglich. 
Die Behörden sind den Konzernen 
fast ohnmächtig ausgeliefert. Wel­

cher Referatsleiter in den Ministe­
rien legt sich schon mit Stromgigan­
ten an?

Uraltgesetz

Und die Verbundgesellschaften 
nutzen die Machtverhältnisse reich­
lich aus. Es bildet sich ein Kartell; 
das Energiemonopol steht zudem 
noch unter staatlichem Schutz, und 
das, wie gesagt, seit 1935. Auch 
heute noch lassen diese Rechtsme­
chanismen keine Konkurrenz inner­
halb der Stromwirtschaft zu.

Kein Wunder, daß unter solchen 
Bedingungen der Bau eines Heiz­
kraftwerkes in Hannover untersagt 
wird. Auch dann, wenn sich klar er­
gibt, daß der Heizkraftwerksstrom 
billiger sein wird als der Strom eines 
neuen Kernkraftwerks. Die Behörde 
versagte die Genehmigung mit dem 
Hinweis auf Überkapazitäten bei 
den Elektrizitäts-Großerzeugern.

Kein Wunder auch, daß die Stadt 
München ihr Heizkraftwerk nicht be­
kommt. Die Begründung des Frei­
staates: Es sei ausreichend Strom
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vorhanden, nämlich vom Kernkraft- 
w/erk Ohu. Bei allen liberalistischen 
Beteuerungen, dies sind ganz of­
fene dirigistische Maßnahmen.

Die so entstehende Konkurrenz- 
losigkeit verordnet der Staat unter 
Berufung auf das 50 Jahre alte 
Energiewirtschaftsgesetz. Man 
muß allen Ernstes die Frage aufgrei­
fen, ob dieses Uraltgesetz gegen 
die Verfassung verstößt. Auf keinen 
Fall paßt es in unser heutiges W irt­
schaftssystem.

In der Diskussion um das Verhält­
nis von Umweltvorsorge und Ener­
gieversorgung hat sich als oberstes 
Ziel der Energiepolitik ein rationeller 
und sparsamer Umgang mit Ener­
gie herausgebildet. Ein steigender 
Energieverbrauch -  von den Inter­
essenverbänden meist als Energie­
bedarf vorgetäuscht -  führt automa­
tisch zu einer Steigerung der Ener­
gieproduktion. Diese überhöhte 
Produktion und der Konsum durch 
den Menschen lassen sich auf der 
Grundlage der heutigen Struktur 
von Verbrauch und Versorgung 
nicht durchhalten. Die ökologischen 
Grenzen dieses Systems scheinen 
erreicht, noch bevor die Ressou 
cen ausgehen. Auf die katastropha 
len Folgen für Mensch und Natu 
habe ich bereits hingewiesen. Ene 
gie einsparen, auf unnötigen Ene 
gieverbrauch verzichten, ist des 
halb die erste Forderung einer öko 
logisch orientierten Energiepolitik.

Wirkungsgrade

Die einzelnen Energieproduk­
tions- und -Versorgungssysteme 
müssen sich noch stärker als bisher 
auf ihre Umweltverträglichkeit über­
prüfen lassen. Kriterium für die Um­
weltbelastung durch Kraftwerke war 
bisher nur die Menge der Schad­
stoffe im Rauchgas. Die jetzigen 
Umweltgesetze sind auf die Schorn­
steine fixiert.

Eine Frage bleibt dabei unberück- 
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sichtigt: Welchen Nutzen und wel­
chen Wirkungsgrad erreiche ich mit 
dem jeweiligen Energiesystem? Es 
kann nämlich nicht gleichgültig sein, 
ob ein Grenzwert für ein Kohlekraft­
werk mit einem Wirkungsgrad von 
30 % gilt oder für ein modernes 
Kraftwerk mit Kraft-Wärme-Kopp- 
lung, das Strom und Fernwärme er­
zeugt und mit einem Wirkungsgrad 
von 80 % arbeitet. Kriterium für die 
Umweltverträglichkeit muß also 
sein, welche Schadstoffmenge 
beim Verbrauch einer bestimmten 
Menge an Nutzenergie entsteht.

Ein Beispiel: Bei einem Vergleich 
der Wärmeversorgungssysteme 
schneidet deshalb die Nah- oder 
Fernwärme aus der Kraft-Wärme- 
Kopplung bei der Energieausnut­
zung und bei der Umweltverträglich­
keit am besten ab. Die Elektrohei­
zung erfordert demgegenüber ei­
nen ungefähr siebenmal so hohen 
Prlmärenergieaufwand. Beide Sy­
steme werden mit Kohle betrieben.

Die Autoren
unseres
Zeitgesprächs:

Josef Leinen, 37, is tl^ in is te r 
für Umwelt des Saarlandes.

Dr Hermann Krämer, 50, ist 
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täts-AG (Preußenelektra) in 
Hannover und Vorstands­
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schafte. V. (IZE) in Frankfurt.

Birgit Breuel ist Minister für 
Wirtschaft und Verkehr des 
Landes Niedersachsen.

P rof Dr Siegfried Klaue, 54, 
ist Direktor beim Bundeskar­
tellamt in Berlin und Vorsit­
zender der 8. Beschlußabtei­
lung. E ris tu . a. zuständig für 
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schaft.

die gleiche Nutzenergie, nämlich 
Raumwärme, wird geliefert, die Sy­
steme sind daher vergleichbar. Da­
her ist die Elektroheizung unter 
sonst gleichen Bedingungen mit der 
weitaus größten, die Fernwärme 
aus der Kraft-Wärme-Kopplung mit 
der geringsten Umweltbelastung 
verbunden. Die Emissionsfaktoren 
müssen also in Relation zur Nutz­
energie gesetzt werden.

Dies alles würde zwangsläufig zu 
einer Veränderung der Energie­
struktur führen. Bislang sind die 
meisten Energieversorger regional 
operierende Monopole mit ständig 
steigenden Wachstumsraten. Ihnen 
konnte es bisher egal sein, welche 
Nutzenergie sie erzeugten, Haupt­
sache die Kilowattstunde war billig. 
Die Vorsorge für die Umwelt ist bis­
lang zu wenig berücksichtigt. Eine 
den Aktionären verpflichtete Ge­
schäftspolitik strebt Umsatzwachs­
tum und Profitsteigerung an. Die 
Idee des Energiesparens, dessen 
positive Folgen für die Volkswirt­
schaft unumstritten sind, findet un­
ter solchen Bedingungen keine Ge­
genliebe.

Zynisch formuliert: Eigentlich
macht das System der großen Elek­
trizitätsmonopole lokale Versorger 
überflüssig. Nach dem Sinn des 
Energiewirtschaftsgesetzes kommt 
diesen nämlich keine eigene Quali­
tät zu. Die Monopolisten könnten 
nach dem klassischen Verständnis 
von Elektrizitätswirtschaft ohne 
technische Schwierigkeiten jeden 
einzelnen Haushalt, jede Fabrik di­
rekt mit Strom aus Milliarden Mark 
teuren Kernkraftwerken versorgen. 
Ganz zu schweigen davon, daß In­
vestitionen solcher Größenordnung 
keine Konkurrenz zulassen.

Dezentrale Einheiten

Die Zukunft einer ökologisch 
orientierten und damit volkswirt­
schaftlich sinnvollen Energiewirt-
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Schaft liegt in örtlich angepaßten de­
zentralen Einheiten.

□  Einmal sind umweltverträgliche 
Anlagen, die bezogen auf die Strom­
produktion am wenigsten Schad­
stoffe ausstoßen, nur bis zu einer 
gewissen Größenordnung tech­
nisch machbar. Kraftwerke mit mo­
derner Wirbelschichttechnik sind 
zur Zeit nur bis etwa 150 Megawatt 
elektrischer Leistung zu realisieren 
und deshalb auf kommunale und re­
gionale Energiekonzepte fast ideal 
zugeschnitten.

□  Es ist kaum vorstellbar, daß ab­
satzorientierte Stromerzeuger 
plötzlich Energiesparen predigen 
könnten. Einsparmaßnahmen sind 
am besten in kleinen, von der Ver­
sorgungsstruktur her überschauba­
ren Räumen zu verwirklichen. Um­
weltfreundliche Energie und Spar- 
tips mit taktischer Anleitung werden

so unverzichtbare Bestandteile der 
Angebotspalette eines dezentralen, 
meist kommunalen Energiedienst­
leistungsunternehmens.

□  Ähnliches gilt für die Nutzung 
von Abwärme: Abfallenergie, kleine, 
normalenweise ungenutzt verpuf­
fende Abwärmequellen lassen sich 
technisch sinnvoll nur auf lokaler 
Ebene zusammenfassen.

□  Das gleiche gilt für die Kraft- 
Wärme-Kopplung. Die ausgekop­
pelte Fernwärme läßt sich nur bis zu 
einer bestimmten Entfernung in die 
Haushalte und an die Unternehmen 
bringen. Umgekehrt gesagt: Kraft­
werke mit Kraft-Wärme-Kopplung 
müssen da errichtet werden, wo der 
Bedarf nach Fern- oder besser nach 
Nahwärme besteht.

□  Eine Energieproduktion, die 
sich, wie gefordert, näher und detail­

lierter an der Verbrauchernachfrage 
orientiert, kann vernünftigerweise 
nur in dezentralen Einheiten flexibel 
reagieren.

Fazit: Ein Elektrizitätsmarkt mit 
dezentralen, am besten kommunal 
gesteuerten Anlagen führt nicht nur 
primärenergetisch zu einem gerin­
gen Verbrauch. Vor allem wird die 
Ressource Natur und Mensch ge­
schont. Auch volkswirtschaftlich 
führt eine ökologisch orientierte 
Energieproduktions- und Versor­
gungsstruktur zu einem besseren 
Ergebnis. Abgesehen von den Ko­
sten für die Reparatur an Mensch 
und Natur: Allein die materiellen 
Schäden an Bau- und Kunstdenk­
mälern liegen nach Schätzungen 
des Umweltbundesamtes jährlich 
bei weit über 300 Mill. Mark. Die 
heutige Struktur der Energiewirt­
schaft trägt dazu wesentlich bei.

Hermann Krämer

Die Konsequenzen von meiir Wettbewerb

Die öffentliche Stromversorgung 
nimmt wegen ihrer technisch­

wirtschaftlichen Gegebenheiten 
(wie Leitungsgebundenheit, Zeit­
gleichheit von Verbrauch und Erzeu­
gung, Versorgungspflicht, hohe Ka­
pitalintensität) in unserer weitge­
hend vom Wettbewerb bestimmten 
Marktwirtschaft eine Sonderstel­
lung ein. Sie gerät deshalb aber 
auch mit gewisser Regelmäßigkeit 
ins Zielfeuer der Kritik von unter­
schiedlichster Seite.

Von besonderer Aktualität ist die 
Diskussion über „Dezentralisierung 
der Stromerzeugung“ und „Deregu­
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lierung des Strommarktes“ . Dabei 
ist Ausgangspunkt die These, daß 
die „verkrusteten, konzentrierten 
Marktstrukturen“ , die sich u. a. in 
der harten Technologie „energiever­
schwendender und umweltbela­
stender Großkraftwerke“ manife­
stieren, nicht in der Lage sind, „die 
Versorgungsaufgaben der Zukunft 
in ressourcenschonender und so­
zial- und umweltverträglicher 
Weise“ zu lösen. Es werden „neue“ 
Wege propagiert, deren Realisie­
rung die gewachsenen energie­
rechtlichen Gegebenheiten angeb­
lich entgegenstehen. Die großen 
Stromversorgungskonzerne -  so

heißt es -  hätten es wegen ihrer Mo­
nopolstellung verlernt, sich dem 
Wettbewerb zu stellen und auf ver­
änderte Markt- und Rahmenbedin­
gungen angemessen zu reagieren. 
Wir sehen das anders.

Sinnvolle Aufgabenteilung

Wettbewerb hat in der öffentli­
chen Stromversorgung eine starke 
Konzentration bewirkt. Die tech­
nisch-wirtschaftliche Entwicklung 
und die damit einhergehende Ratio­
nalisierung der Stromversorgung 
haben dazu geführt, daß sich -  un­
ter dem Druck konkurrierender
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Strompreise -  in den vergangenen 
30 Jahren die Zahl der Stromversor­
gungsunternehmen auf ein Drittel 
reduziert hat. Es waren vornehmlich 
kommunale Energieversorgungs­
unternehmen (EVU), die ihre Strom­
beschaffung aus freien Stücken um­
gestellt haben. Heute tragen sie mit 
ihren eigenen Kraftwerken noch mit 
rund 10 % zur Stromerzeugung in 
der Bundesrepublik bei. Ihr Eigener­
zeugungsanteil Ist im letzten Jahr­
zehnt um ein Drittel zurückgegan­
gen, weil sich die reine Stromerzeu­
gung für sie nicht mehr gerechnet 
hat und sie sich daher mehr und 
mehr auf die gekoppelte Strom- 
Wärme-Erzeugung zurückgezogen 
haben.

Zentrale Stromerzeugung in gro­
ßen Kraftwerken auf der Verbund­
ebene und dezentrale Erzeugung 
von Strom und Wärme in bedarfsge­

rechten kleinen Kraftwerken auf der 
lokalen Ebene haben sich damit zu 
einer sinnvollen Aufgabenteilung -  
unter Wettbewerbsaspekten -  ent­
wickelt.

Wettbewerb durch
Diskriminierung?

Einem verstärkten Ausbau der 
Kraft-Wärme-Kopplung energiepoli­
tische Priorität einzuräumen, hat mit 
Wettbewerb nichts zu tun. Kein 
Energiemarkt ist so umworben wie 
der Wärmemarkt -  Öl, Gas, Fern­
wärme und Strom stehen hier im 
Wettstreit. Fernwärme und Strom 
(Speicherheizung) halten heute in 
etwa gleiche, vergleichsweise aber 
geringe Marktanteile; das beweist, 
daß auch der Strom seine Berechti­
gung hat, zumal für die Speicherhei­
zung zusätzliche Kraftwerkslei­
stung nicht erforderlich ist. Förde­
rungsmaßnahmen zur Umrüstung

von elektrischer auf nichtelektrische 
Heizung diskriminieren den Strom. 
Eine solche Umrüstung wider­
spricht den Zielen der bisherigen 
Energiepolitik, denn Verdrängung 
des Stromes aus dem Wärmemarkt 
heißt Verdrängung inländischer 
Kohle wie anderer sicherer Energie­
träger (Wasser, Kernenergie), die 
nur über ihre Umwandlung in Strom 
nutzbar sind.

Die Entwicklung im Wärmemarkt 
zeigt, daß je nach örtlichen Gege­
benheiten alle Energieträger ihre 
Chance haben. Die kommunalen 
EVU haben vielerorts bei der Suche 
nach geeigneten Versorgungskon­
zepten sinnvolle und wirtschaftliche 
Lösungen gefunden. Soll sich das 
nun ändern?

Beim Lesen des Hessischen 
Energiespargesetzes (Gesetz über 
sparsame, rationelle, sozial- und
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umweltverträgliche Energienut­
zung) fällt auf, daß viel von „Förde­
rung“ , „Investitionszuschüssen“ , 
„kreditverbilligenden IVlaßnahmen“ 
und „Bürgschaften“ die Rede ist. Ist 
das der „Wettbewerb“ , der nun ins 
Haus steht?

Fakten zur Wirtschaftlichkeit

Es erscheint uns wichtig -  losge­
löst von politischem Wunschdenken 
- ,  die wesentlichen Fakten zur Beur­
teilung der heute so stark propagier­
ten Heizkraftwerke und Blockheiz­
kraftwerke aufzuzeigen.

Heizkraftwerke können -  bei Vor­
liegen einer entsprechenden Wär­
melast -  wirtschaftlich sein. Mit fort­
schrittlichen Verbrennungstechni­
ken kohlegefeuert und mit Rauch­
gasreinigungsanlagen versehen, 
haben sie eine richtige und umwelt­
freundliche Brennstoffbasis (Stein­
kohle) und können mit der reinen 
Stromerzeugung aus Kohle durch­
aus konkurrieren.

Die wesentlich kleineren Block­
heizkraftwerke finden dagegen nur 
bei außergewöhnlich günstigen 
Wärmebedarfsstrukturen einen wirt­
schaftlichen Einsatz: dieser ist im 
Einzelfall (z. B. bei Industriebetrie­
ben und Krankenhäusern) gege­
ben. Dabei ist allerdings zu beach­
ten, daß sie mit teurem, importier­
tem Gas und Öl in der Stromerzeu­
gung Kohle und Kernenergie ver­
drängen. Blockheizkraftwerke kön­
nen somit nicht als Alternative für 
die Strombeschaffung gesehen 
werden; sie stellen nur in wärme­
wirtschaftlich geprägten Anwen­
dungsfällen eine sinnvolle additive 
Möglichkeit dar, die bei der heutigen 
Struktur des Wärmemarktes aller­
dings sehr eingeengt ist.

Darüber hinaus brauchen diese 
Kraftwerke den Anschluß an das öf­
fentliche Netz und die übergeord­
nete Stromversorgung, u. a. wegen 
Frequenzhaltung, Blindstromver­
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sorgung, Spitzenlast- und Reserve­
strom-Deckung, Reserveleistung. 
Diese Infrastrukturleistungen des 
öffentlichen Netzes müssen kosten­
gerecht bewertet werden.

Grundsätzlich gilt für die Kraft- 
Wärme-Kopplung, daß ihre Wirt­
schaftlichkeit entscheidend vom 
Verhältnis „Strompreis zu Brenn­
stoffpreis“ abhängt. Steigende 
Strompreise verbessern die Wirt­
schaftlichkeit, steigende Brennstoff­
preise verschlechtern sie; d. h. Pro­
jekte können von einer anfängli­
chen Rentabilität in eine nachhal­
tige Belastung Umschlägen. Öl- und 
Gaspreise sind seit der ersten Öl­
preiskrise wesentlich stärker ange­
stiegen als die Strompreise (1976- 
1984: Heizöl um 150 %, Erdgas um 
120% , Strom um 4 0 % ). Dieser 
Trend hält an und ist der Grund da­
für, daß das wirtschaftlich nutzbare 
Potential der Kraft-Wärme-Kopp­
lung beschränkt bleibt.

Die heute bereits bestehenden 
dezentralen Kraftwerke (und darun­
ter kann man rund 70 % aller Kraft­
werke der öffentlichen Versorgung 
verstehen) tragen lediglich mit etwa 
1 % zur Stromerzeugung bei. Von 
einem verstärkten Ausbau solcher 
Anlagen kann daher kein wesentli­
cher Beitrag zur Sicherung der 
Stromversorgung erwartet werden. 
Diese Aufgabe bleibt den Großkraft­
werken Vorbehalten -  insbesondere 
den Kernkraftwerken. Mit ihrer 
preisgünstigeren Stromgestehung 
sichern sie einen insgesamt mode­
raten Strompreisanstieg. In den 
sonst strukturschwachen Gebieten 
im Norden und Süden der Bundes­
republik haben sie für konstante 
Strompreise über mehrere Jahre 
gesorgt. Ein spürbarer Erfolg beim 
Wettbewerb im Erzeugungsbereich!

Obwohl die Verbund-EVU primär 
ihre Aufgabe in der überregionalen 
Stromerzeugung sehen, sperren 
sie sich der lokalen Erzeugung 
nicht; erfolgreiche Kooperationen

mit kommunalen EVU bezeugen 
dies.

Unabdingbarer zeitlicher 
Bestandsschutz

Mit der Forderung nach mehr 
Wettbewerb in der Erzeugung wird 
in der aktuellen Diskussion auch 
mehr Wettbewerb bei der Verso 
gung verbunden. Wenn, so wird a 
gumentiert, wegen der Besonde 
heit der Stromversorgung (Leitungs 
gebundenheit) schon kein Wettbe 
werb um den einzelnen Kunden 
möglich ist, sollte ein Wettbewerb 
um Versorgungsgebiete entstehen.

Für die Elektrizitätswirtschaft be­
steht kein Zweifel, daß nur ein aus­
reichender zeitlicher Bestands­
schutz von Versorgungsgebieten 
die notwendige Grundlage für eine 
preisgünstige und sichere Versor­
gung ist. Der Wegfall oder auch nur 
das Infragestellen einer klaren, auf 
Zeit gesicherten Verantwortung für 
ein geschlossenes Gebiet würde 
gleichbedeutend sein mit dem Weg­
fall verläßlicher Planungs- und Kal­
kulationsdaten, die für die Elektrizi­
tätswirtschaft (wegen ihrer hohen 
Kapitalintensität bei geringer Um­
schlaggeschwindigkeit) unabding­
bar sind.

Mit der zeitlichen Begrenzung der 
Demarkation durch die letzte Kar­
tellrechtsnovelle hat der Gesetzge­
ber sowohl den vorgegebenen elek­
trizitätswirtschaftlichen Notwendig­
keiten als auch den Überlegungen 
zu mehr Wettbewerb in der Strom­
versorgung Rechnung getragen. 
Somit ist die Basis für eine Verstär­
kung des Wettbewerbs in der Strom­
versorgung gelegt worden. Wie 
stark die sich daraus ergebenden 
Veränderungen in der Versorgungs­
struktur sein werden, muß der Wett­
bewerb ergeben -  daß es zu Verän­
derungen kommt, scheint vorge­
zeichnet, insbesondere wenn es 
darum geht, das Strompreisniveau 
zu stabilisieren.
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Birgitj Breuel
u

Eine behutsame Verstärkung des Wettbewerbs 
sollte möglich sein

m Gegensatz zur Grundausrich­
tung unserer sozialen Marktwirt­

schaft sind sowohl die energie- als 
auch die kartellrechtlichen Rahmen­
bedingungen für die Energiewirt­
schaft durch eine weitgehende Frei­
stellung von den kartellrechtlichen 
Vorschriften einerseits und durch 
eine relativ strenge Investitions- und 
Preiskontrolle andererseits gekenn­
zeichnet. Sowohl beim Eriaß des 
Energiewirtschaftsgesetzes als 
auch bei der Verabschiedung des 
Kartellgesetzes ist den traditionel­
len Verbindungen und Verflechtun­
gen in der Energiewirtschaft Rech­
nung getragen worden. Diese Vor­
schriften folgten damit den Beson­
derheiten der leitungsgebundenen 
Energieträger, die sich noch in einer 
Aufbauphase befanden.

Deshalb muß heute jede ord­
nungspolitische Diskussion über 
die Strukturen der leitungsgebunde­
nen Energieversorgung mit der Prü­
fung beginnen, ob sich die Aus­
gangssituation, die damals den 
rechtlichen Rahmen zweifellos 
rechtfertigte, so verändert hat, daß 
eine Strukturanpassung erforder­
lich ist. Wettbewerb an sich reicht 
als Rechtfertigungsgrund alleine 
noch nicht aus. Wettbewerb muß 
vielmehr zielgerichtet sein. Auch 
auf die Gefahr hin, als konservativ 
zu gelten, ist für mich diese Zielrich­
tung nach wie vor im Energiewirt­
schaftsgesetz festgeschrieben: Si­
cherheit und Preiswürdigkeit der 
Versorgung. Das erste Teilziel, eine 
sichere und vor allen Dingen flä­

chendeckende Versorgung ist zwei­
fellos erreicht.

Eine solche klare Aussage 
möchte ich aber nicht machen im 
Hinblick auf die zweite Forderung, 
die Energieversorgung so preisgün­
stig wie möglich zu gestalten. Selbst 
aus Kreisen der Elektrizitätswirt­
schaft wird heute zugestanden, daß 
weder die Versorgungs- noch die 
Unternehmensstrukturen optimal 
sind. Offenbar sind doch hier noch 
erhebliche Rationalisierungs- und 
damit Preisreserven vorhanden. 
Und wenn ich die Diskussion richtig 
verstehe, können diese Reserven 
durch mehr Wettbewerb mobilisiert 
werden. Auf Dauer dürfte also der 
gegenwärtige Zustand weder den 
Zielvorstellungen der Energiever­
sorgungsunternehmen noch denen 
ihrer Kunden gerecht werden. Bei 
allen Besonderheiten der leitungs­
gebundenen Energien sollte eine 
behutsame Verstärkung der Wettbe­
werbssituation möglich sein. Ich 
wiederhole deshalb mein Angebot: 
Der Staat verzichtet auf Investi­
tions- und Preiskontrolle. Dafür wer­
den auf der anderen Seite die Wett­
bewerbsmöglichkeiten innerhalb 
der bestehenden Versorgungsun­
ternehmen erweitert und neuen Ver­
sorgungsunternehmen werden 
Marktzutrittsmöglichkeiten geöff­
net.

Dies ist kein leeres Versprechen. 
Denn die Politik hat hier begonnen, 
Vorieistungen zu erbringen. Es läuft 
gerade eine Novellierung der ener­
gierechtlichen Vorschriften mit dem

Ziel, die Investitionskontrolle zu ent­
rümpeln. Kleinere Investitionen der 
Energiewirtschaft, die nicht von fun­
damentaler Bedeutung für die Ver­
sorgung sind, werden aus der 
Staatsaufsicht entlassen. Diese Re­
formbestrebungen werden von Nie­
dersachsen in vollem Umfang mit­
getragen. Sobald diese Reform ver­
wirklicht ist, kann man von der Ener­
giewirtschaft erwarten, daß sie nicht 
jede Wettbewerbsdiskussion schon 
im Ansatz ablehnt. Wir sollten uns 
vielmehr im gemeinsamen Inter­
esse Überiegen, ob eine vorsichtige 
Änderung des bestehenden Wettbe­
werbsrahmens nicht auch zum Vor­
teil dieses Wirtschaftszweiges sein 
kann.

Die Position Niedersachsens

Ich möchte die Position von Nie­
dersachsen in dieser Diskussion et­
was näher eriäutern. Wir hegen 
nicht die geringsten Zweifel an der 
Effizienz der Versorgungswirt­
schaft, Insbesondere im Hinblick 
auf die Sicherheit der Versorgung. 
Hier sind in den letzten Jahren 
große Leistungen erbracht worden. 
Dies ist auch häufig genug disku­
tiert worden. W ir legen weiterhin 
Wert darauf, mit dem geringstmögli­
chen ordnungspolitischen Rahmen 
auszukommen. Wir beschränken 
uns darauf, einen langfristigen ord­
nungspolitischen Rahmen darzu­
stellen, innerhalb dessen die Ener­
gieversorgungsunternehmen ihre 
Aufgabe optimal erfüllen können.

Die Früchte dieser -  wie ich finde
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-  erfolgreichen Politik sind heute in 
ganz konkreten Zahlen ablesbar. 
Vor zehn Jahren fanden wir in Nie­
dersachsen eine Situation vor, die 
dadurch gekennzeichnet war, daß 
unsere Energiepreise, insbeson­
dere die Strompreise, weit über dem 
Bundesdurchschnitt lagen. Wenn 
ich mich richtig erinnere, gehörte 
der Strom damals zu den teuersten 
Wirtschaftsgütern in Niedersach­
sen, und wir lagen fast am Schluß 
der Ländertabellen, die Aussagen 
über die Preisgünstigkeit der Versor­
gung treffen. In einem klaren Be­
kenntnis zur Nutzung der Kernener­
gie erkannte die Niedersächsische 
Landesregierung die Chance, der 
Energiewirtschaft ökonomisch die 
IVlöglichkeit zu eröffnen, preisgün­
stige Erzeugungsanlagen zu errich­
ten. Hohe Strompreise bedeuteten 
für uns damals Wettbewerbsnach­
teile bei der Verwirklichung des poli­
tischen Ziels, bessere Lebensbe­
dingungen für die Bevölkerung un­
seres Landes zu schaffen.

Wir sind heute froh, mit dieser vor­
ausschauenden Energiepolitik im 
Laufe der letzten 10 Jahre stetig aus 
der Talsohle der Strompreise her­
ausgeklettert zu sein. Im Sommer 
1985 erreichten wir zum ersten Mal, 
daß die Strompreise in Niedersach­
sen unter dem Bundesdurchschnitt 
liegen. Niedersachsens Strompreis­
position liegt damit günstiger als die 
der Länder Berlin, Schleswig-Hol­
stein, Baden-Württemberg, Bayern, 
Hessen und Bremen. Seit Anfang 
1983 verzeichnen wir eine weitge­
hende Preisstabilität. Auch die wei­
tere abschätzbare Entwicklung des 
Strompreisniveaus spricht für die 
Politik, die wir in den letzten zehn 
Jahren betrieben haben. Sowohl 
1985 als auch 1986 ist nicht mit we­
sentlichen Strompreiserhöhungen 
zu rechnen.

Zum ersten Mal in der Nach­
kriegsgeschichte haben wir eine Si­
tuation erreicht, wo ein großes regio­

nales niedersächsisches Versor­
gungsunternehmen sowohl bei den 
Haushaltskunden als auch bei der 
Landwirtschaft als auch bei den ge­
werblichen Tarifkunden die Strom­
preise des Rheinisch-Westfäli­
schen Elektrizitätswerks (RWE) 
deutlich unterschreitet. Dieser 
Preisabstand zugunsten der nieder­
sächsischen Verbraucher beträgt 
mittlerweile bis zu 2 0 % . Da be­
kannt ist, daß die Unternehmen, die 
ihre Erzeugung im wesentlichen auf 
den Einsatz von Kohle ausgerichtet 
haben, in den nächsten drei Jahren 
ihre Strompreise erneut deutlich an­
heben müssen, um den erhöhten 
Umweltschutzauflagen gerecht zu 
werden, bin ich zuversichtlich, daß 
bei erneuten Strompreisvergleichen 
die niedersächsischen Unterneh­
men noch deutlich günstiger ab­
schneiden, als dies bereits jetzt der 
Fall ist.

Ich glaube auch, daß aus dieser 
Strompreisentwicklung ein Span­
nungsverhältnis der Unternehmen 
untereinander entsteht, das einen 
gewissen Wettbewerb auslösen 
wird. Was ich nicht hoffe ist, daß aus 
dieser Situation heraus verstärkter 
staatlicher Interventionismus durch 
einzelne Landesregierungen ent­
steht, die versuchen, durch Subven­
tionen oder behördliche Beeinflus­
sung der Unternehmen diese 
Wettbewerbssituation zu verfäl­
schen.

Energiepolitischer Wettbewerb

Und damit möchte ich zu einem 
Thema überleiten, das man als 
energiepolitischen Wettbewerb be­
zeichnen kann. Dieser spielt sich in 
zunehmendem Maße zwischen den 
einzelnen Ländern ab. Hier sind 
heute deutlich zwei Gruppierungen 
erkennbar. Auf der einen Seite sind 
das Nordrhein-Westfalen, Hessen 
und Saarland, die unter dem Stich­
wort „Dezentralisierung und Re- 
kommunalisierung“ im Grunde ge­

nommen eine Politisierung der 
Energieversorgung fordern. Andere 
Länder -  dazu gehört auch Nieder­
sachsen -  beschränken sich dar­
auf, politische Rahmenbedingun­
gen festzulegen, innerhalb derer 
die Energieversorgungsunterneh­
men ihre Versorgungsaufgabe unter 
den drei Stichworten „Sicherheit, 
Preisgünstigkeit und Umweltver­
träglichkeit“ optimal erfüllen kön­
nen.

Bei der ersten Gruppierung liegt 
dagegen der Schwerpunkt auf der 
Forderung nach einer „Sozialver­
träglichkeit“ . Mit diesem Begriff, 
dem man alle möglichen politischen 
Ziele von Minderheiten unterordnen 
kann, werden die bisher gültigen 
Rahmenbedingungen verfälscht. 
Der Gesichtspunkt der Preisgün­
stigkeit tritt eindeutig in den Hinter­
grund. Mit der Verstromungsrege- 
lung für die deutsche Steinkohle -  
auch Jahrhundertvertrag genannt-  
aus dem Jahre 1980 warein weitge­
hender energiepolitischer Konsens 
erreicht worden, der unter dem 
Stichwort „Kohle und Kernenergie“ 
zum Ausdruck kam. Dadurch, daß 
eine bestimmte Menge an inländi­
scher Kohle für die Verstromung in 
diesem sogenannten Jahrhundert­
vertrag festgelegt ist, wurde die Nut­
zungsmöglichkeit für die Kernener­
gie geschaffen.

Dieser energiepolitische Grund­
konsens wird heute zunehmend in 
Frage gestellt. So hat der Parteirat 
der SPD im November 1985 folgen­
des erklärt: „Für den SPD-Parteirat 
bedeutet der politische und fakti­
sche Ausstieg aus der Schnellbrut­
reaktortechnologie und der Verzicht 
auf die Wiederaufarbeitung in Wak- 
kersdorf wichtige Schritte für das 
auf dem Essener Parteitag be­
schlossene energiepolitsche Ziel, 
nach einer Übergangszeit eine si­
chere, preiswerte und umweltver­
trägliche Energieversorgung ohne 
Kernenergie zu gewährleisten.“
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Deutlicher kann man diese neue 
energiepolitische Zielsetzung nicht 
mehr beschreiben.

Eine erneute Polarisierung eines 
für unsere gesamte Volkswirtschaft 
und für alle Verbraucher bedeuten­
den politischen Bereiches hat wie­
der einmal begonnen. Nurmußman 
sich darüber im klaren sein, daß der­
jenige, der die Nutzung der Kern­
energie -  und dazu gehört auch die 
Entsorgungstechnik -  in Frage 
stellt, gleichzeitig die bisher von al­
len Ländern, auch den revierfernen, 
mitgetragene Kohlepolitik ebenfalls 
in Frage stellt.

Wenn die SPD erneut Zweifel an 
der politischen Nutzungsmöglich­
keit der Kernenergie aufkommen 
läßt, muß sie sich bewußt sein, daß 
ein Großteil der revierfernen Länder 
nicht bereit ist, weiterhin über die 
Strompreise die Nutzung der teue­
ren heimischen Kohle zu ermögli­
chen. Dies würde uns in Nieder­
sachsen nicht besonders treffen.

Den Schaden hätten alleine die Re­
vierländer zu tragen. Diesen erneu­
ten energiepolitischen Wettbewerb 
halte ich für fatal. Er ist nicht geeig­
net, unsere Energieversorgung si­
cherer, preisgünstiger oder gar um­
weltverträglicher zu gestalten. Die 
Verbraucher hätten die Rechnung 
für diesen politischen Zickzack- 
Kurs zu zahlen.

Vorausschauende
Wirtschaftspolitik

Hier ist die politische Verantwor­
tung gefordert. Ich bin mir sicher, so 
etwas wie Verantwortung für die 
Energieversorgung und damit auch 
für die Energiewirtschaft zu hegen. 
Wir haben für diesen Wirtschafts­
zweig langfristige Rahmenbedin­
gungen geschaffen, die es ihm er­
möglichen, wirtschaftlich erfolg­
reich tätig zu sein. Dies ist voraus­
schauende Wirtschaftspolitik. Und 
wir werden auch in Zukunft nicht zu­
lassen, daß diese Rahmendaten an

der tagespolitischen Aktualität aus­
gerichtet und permanent verändert 
werden.

Unsere Wirtschafts- und Struktur­
politik ist vielmehr partnerschaftlich 
ausgerichtet. Die Landesregierung 
sorgt bei der Erschließung der Re­
gion für Industriestandorte. Diese 
neu anzusiedelnden Betriebe sind 
gleichzeitig Energienachfrager. Für 
das Land Niedersachsen mit seiner 
großen Fläche ist die Zusammenar­
beit zwischen Energieversorgung, 
Energienachfragern und der Lan­
desregierung positiv zu bewerten. 
Unser Flächenland ist voll versorgt, 
wir haben genügend Leistungsre­
serven, um Wachstumschancen 
nicht an einem fehlenden Energie­
angebot scheitern zu lassen, und 
unsere Energieversorgung ist dank 
der Kernenergie auch sehr viel um­
weltverträglicher als in anderen Re­
gionen, in denen die Nutzung die­
ses Energieträgers politisch unmög­
lich gemacht worden ist.

Siegfried Klaue
1/

Wettbewerbspolitik im Eiektrizitätsbereich: 
Ein langfristiges Vorhaben

Die Frage nach einer mehr vom 
Ordnungsfaktor Wettbewerb 

geprägten Struktur der deutschen 
Elektrizitätswirtschaft ist minde­
stens so alt wie die Diskussion um 
den allgemeinen Ordnungsrahmen 
derWirtschaft. In dieser Generaldis­
kussion hat es immer einzelne Bran­
chen gegeben, die als Ausnahme­
bereiche von der Anwendung kar­
tellrechtlicher Vorschriften gelten 
sollten. Diese Diskussion ist auch 
nicht nur auf Deutschland bezogen. 
Alle Rechtsordnungen, die ein aus­

gebildetes Recht gegen Wettbe­
werbsbeschränkungen kennen, ha­
ben diese Diskussion geführt und 
führen sie unablässig weiter 

Dabei handelt es sich überhaupt 
nicht um die Frage, ob in der Bun­
desrepublik Deutschland der der­
zeitige strukturelle Zustand zu­
gleich eine schlechte oder mangel­
hafte Versorgung der Abnehmer be­
deutet. Es handelt sich vielmehr um 
die ordnungspolitische Frage, ob 
unter den gedachten Ergebnissen 
des Wettbewerbs Produktion und

Verteilung von elektrischer Energie 
noch besser wären. Damit verbun­
den ist gleichzeitig immer wieder die 
Frage nach der vom Wettbewerb be­
stimmten politischen Freiheit im 
Sinne von Freiheit vor w irtschaftli­
cher Macht und Monopolstellungen. 
Insofern ist ein sogenannter Dere­
gulierungsbedarf, basierend auf ei­
ner Diskussion über die Weite oder 
die Enge des Ordnungsrahmens, 
systemimmanent. Diese systemim­
manente Frage ist sogar von der 
praktischen Ausgestaltung der
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Rechtsordnung unabhängig. Ob 
sich der Gesetzgeber für partielle 
oder temporäre Regulierung in ei­
nem bestimmten Bereich ent­
schließt, ist von der Grundsatzpro­
blematik unabhängig.

Überprüfung erforderlich

In einer marktwirtschaftlichen 
Ordnung soll auf den einzelnen 
Märkten über den Wettbewerb wirt­
schaftliche Freiheit und Freiheit von 
wirtschaftlicher Macht praktiziert 
werden. Das Fehlen von geborener 
oder gekorener wirtschaftlicher 
Macht auf einzelnen Märkten ist da­
mit zugleich die Voraussetzung für 
die Verwirklichung des marktwirt­
schaftlichen Freiheitspostulats. 
Führt man die Frage nach der Rolle 
des Wettbewerbs in der Elektrizi­
tätswirtschaft auf diese Kernaus­
sage zurück, muß trotz einer partiel­
len und temporären Entscheidung 
des Gesetzgebers gegen den Wett­
bewerb auf einem bestimmten 
Markte stets neu die Berechtigung 
der Entscheidung des Gesetzge­
bers überprüft werden. Findet diese 
Überprüfung nicht mehr statt, verlie­
ren die auf dem betreffenden 
Markte tätigen Unternehmen als 
selbständige Organisationseinhei­
ten ihre Legitimation, privatwirt­
schaftlich weiter zu existieren. 
Würde ein für allemal für einen be­
stimmten Markt die Ausgestaltung 
der Struktur gegen jeden Wettbe­
werb entschieden, müßte die markt­
wirtschaftliche Legitimation mit al­
len Konsequenzen diesem Markt 
entzogen werden.

Normalerweise gelten Besonder­
heiten des jeweiligen Marktes als 
Begründung für den mehr oder we­
niger tiefen Ausschluß von Wettbe­
werb. Aus freien Märkten werden 
staatlich regulierte Märkte, in denen 
der Staat immer engere Eckdaten 
setzt und bis hin zur Preisgenehmi­
gung das Marktverhallen der Unter­
nehmen einengt.

In der Elektrizitätswirtschaft wird 
die tatsächliche Besonderheit der 
Leitungsgebundenheit nicht außer 
Betracht bleiben können. Es ist von 
daher unter den heutigen techni­
schen Möglichkeiten nicht denkbar, 
daß jeder Nachfrager nach Elektrizi­
tät mehreren Anbietern gegenüber­
steht, die ständig und zu jeder Zeit 
auf der Grundlage eines verlegten 
Leitungsnetzes bereit sind, Strom 
zu liefern. Flächenwettbewerb um 
den Kunden scheidet aus tatsächli­
chen Gründen aus. Technisch mög­
lich ist Randzonenwettbewerb und 
Wettbewerb um einzelne Kunden, 
für die sich der Bau einer direkten 
zusätzlichen Leitung von der Ab­
nahmemenge her betrachtet lohnt. 
Dies letztere wird in der Elektrizitäts­
wirtschaft immer abwertend als 
„Rosinenpicken“ bezeichnet. Der 
Gesetzgeber hat den Besonderhei­
ten der leitungsgebundenen Elektri­
zitätsversorgung durch die Einfü­
gung des § 103 GWB im Kartellge­
setz Rechnung getragen. Er erlaubt 
den Unternehmen die vertragliche 
Absicherung ihrer Versorgungsge­
biete gegenüber denjenigen Elektri­
zitätsversorgungsunternehmen, die 
in der Lage wären, Randzonenwett­
bewerb oder „Rosinenpicken“ zu 
betreiben. Es besteht kaum Veran­
lassung, daß der Gesetzgeber 
diese Grundsatzentscheidung revi­
dieren wird, obwohl gerade der so­
genannte Randzonenwettbewerb 
erheblich dazu beitragen könnte, 
Wettbewerb mehr als bisher zu sti­
mulieren.

Erstarrte Marktverhältnisse

Übrig geblieben von vielfältigen 
Reformbestrebungen ist die Vorstel­
lung des Gesetzgebers, Energiever­
sorgungsunternehmen könnten 
sich um Versorgungsgebiete bewer­
ben. Der Gesetzgeber denkt dabei 
an die Fälle, in denen sich Gebiets­
körperschaften entschließen, die 
Versorgung mit elektrischer Energie

durch ein von der Gebietskörper­
schaft getrenntes Energieversor­
gungsunternehmen durchführen zu 
lassen. Hier könnten nach Ablauf 
von Verträgen die Gebietskörper­
schaften sich entweder zur Selbst­
versorgung oder zur Belieferung 
durch einen anderen Stromversor­
ger entscheiden. Diesem Zweck 
soll der mit der Vierten Kartellge­
setznovelle eingeführte § 103 a 
GWB dienen. Der Grundgedanke 
des Gesetzgebers ist richtig. Er­
starrte und eingefrorene Marktver­
hältnisse werden zur Disposition ge­
stellt und Energieversorgungsunter­
nehmen müssen über Rationalisie­
rung, Kostenersparnis und Gewin­
nung von versorgungstechnischer 
Leistungsfähigkeit den Wettbewerb 
mit anderen aushalten.

Sorgsam wird zu beobachten 
sein, ob auf diesem Wege nicht jene 
Teile der deutschen Versorgungs­
wirtschaft erhalten werden, die 
mangels eigener unternehmeri­
scher Potenz lediglich Strom mit ei­
nem Aufschlag weiterleiten. Jeden­
falls war der § 103 a GWB nicht ein­
geführt worden, um eine soge­
nannte Rekommunalisierung um je­
den Preis einzuleiten. Im Gegenteil 
sollte er dazu führen, daß Verträge 
mit Unternehmen, die nicht über die 
genügende wirtschaftliche Kraft 
und optimale Betriebsgröße verfü­
gen, nicht mehr verlängert werden.

Wettbewerbspolitik im Bereich 
der Elektrizitätsversorgung ist ein 
langfristiges Vorhaben. Kurzfristige 
tagespolitische Erfolge sind der 
Wettbewerbspolitik hier versagt. 
Wegen der Leitungsgebundenheit 
werden die Grenzen einer Wettbe­
werbspolitik zugleich sichtbar. Es 
bedarf allerdings der ständigen und 
langfristigen Arbeit in diesem Berei­
che, um nicht nur den vorhandenen 
Restwettbewerb zu erhalten, son­
dern ihn auch dort wieder einzufüh­
ren, wo es wirtschaftlich sinnvoll er­
scheint.
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